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26. Mai 2020 und vom 2. Juni 2021 (DG190352)



Anklage:

Die Anklageschrift der Staatanwaltschaft | des Kantons Zirich vom 5. Dezember
2019 (Urk. D/1/16/23) ist diesem Urteil beigeheftet.

Urteile der Vorinstanz:
(Urk. 133 S. 73 ff.)

Es wird erkannt am 26. Mai 2020:

1.  Es wird festgestellt, dass der Beschuldigte A.__ die in der Anklageschrift
der Staatsanwaltschaft | des Kantons Zurich vom 5. Dezember 2019 vorge-
worfenen Brandstiftungen vom 11. September 2018, 25. August 2018 und
28. Dezember 2017 begangen und dadurch die Tatbestande der qualifizier-
ten Brandstiftung im Sinne von Art. 221 Abs. 1 und 2 StGB (Dossier 1) sowie
der mehrfachen Brandstiftung im Sinne von Art. 221 Abs. 1 StGB (Dossiers
2 und 4) erfullt hat.

2. Der Entscheid uber die Tatfrage ist erst mit dem gesamten Urteil anfechtbar
(Art. 342 Abs. 4 StPO).

und es wird erkannt am 2. Juni 2021:

3. Der Beschuldigte A. ist schuldig der qualifizierten Brandstiftung im
Sinne von Art. 221 Abs. 1 und 2 StGB (Dossier 1) sowie der mehrfachen
Brandstiftung im Sinne von Art. 221 Abs. 1 StGB (Dossiers 2 und 4).

4. Der Beschuldigte wird bestraft mit 6 Jahren und 10 Monaten Freiheitsstrafe,

wovon 81 Tage durch Haft erstanden sind.

5. Der bedingte Vollzug bezuglich der mit Entscheid des Bezirksgerichts Arbon
vom 29. August 2016 (S1.2016.8) ausgefallten Geldstrafe von 260 Tages-

satzen zu Fr. 60.— wird widerrufen. Die Geldstrafe ist zu bezahlen.



10.

11.

12.

13.

14.

15.

a) Es wird eine ambulante Behandlung im Sinne von Art. 63 StGB (Be-
handlung der emotional instabilen und dissozialen Personlichkeitsak-

zentuierung) angeordnet.
b) Der Vollzug der Freiheitsstrafe wird zu diesem Zweck aufgeschoben.

c) Fur die Dauer der Behandlung wird fur den Beschuldigten eine Bewah-
rungshilfe angeordnet, insbesondere bezuglich sozialarbeiterischer Un-

terstitzung und beruflicher Férderung.

Von der Anordnung einer obligatorischen Landesverweisung wird abgese-

hen.

Der Beschuldigte wird gemass seiner teilweisen Anerkennung verpflichtet,
der Privatklagerin 1 (Baugenossenschaft B. ) Schadenersatz von
Fr. 3'200.— zuzlglich 5 % Zins ab 1. Januar 2019 zu bezahlen. Im Mehrbe-

trag wird das Schadenersatzbegehren abgewiesen.

Der Beschuldigte wird verpflichtet, der Privatklagerin 2 (C. ) Schaden-
ersatz von Fr. 53'284.— sowie Fr. 369'689.— zu bezahlen.

Der Beschuldigte wird gemass seiner Anerkennung verpflichtet, der Privat-

klagerin 3 (D. ) Fr. 500.— als Genugtuung zu bezahlen.

Die Privatklagerin 4 (E. ) wird mit ihnrem Schadenersatzbegehren auf

den Weg des Zivilprozesses verwiesen.

Der Privatklager 5 (F. ) wird mit seinem Schadenersatzbegehren auf

den Weg des Zivilprozesses verwiesen.
Das Genugtuungsbegehren des Privatklagers 6 (G. ) wird abgewiesen.

Der Privatklager 8 (H. ) wird mit seinem Schadenersatzbegehren auf

den Weg des Zivilprozesses verwiesen.

a) Der Beschuldigte wird gemass seiner teilweisen Anerkennung ver-

pflichtet, der Privatklagerin 9 (I. ) Schadenersatz von Fr. 184.05



16.

17.

18.

zu bezahlen. Im Mehrbetrag wird das Schadenersatzbegehren auf den

Weg des Zivilprozesses verwiesen.

Der Beschuldigte wird gemass seiner Anerkennung verpflichtet, der

Privatklagerin 9 (I. ) Fr. 1'000.— als Genugtuung zu bezahlen.

Der Beschuldigte wird gemass seiner teilweisen Anerkennung ver-
pflichtet, der Privatklagerin 11 (J. AG) Schadenersatz von
Fr. 45'885.— zuzuglich 5 % Zins ab 6. Juni 2018 zu bezahlen.

Der Beschuldigte wird verpflichtet, der Privatklagerin 11 (J. AG)
Schadenersatz von Fr. 12'181.95 zuzlglich 5 % Zins ab 1. Marz 2018

zu bezahlen.

Der Beschuldigte wird verpflichtet, der Privatklagerin 11 (J. AG)
Schadenersatz von Fr. 9'441.55 zuzlglich 5 % Zins ab 9. Marz 2018 zu

bezahlen.

Der Beschuldigte wird gemass seiner teilweisen Anerkennung verpflichtet,
der Privatklagerin 12 (K. AG) Schadenersatz von Fr. 17'845.45 zu be-

zahlen.

Die Gerichtsgebuhr wird festgesetzt auf:

Fr.
Fr.
Fr.
Fr.
Fr.
Fr.
Fr.

Fr.

12'000.-; die weiteren Kosten betragen:
2'000.— Gebdhr fiir das Vorverfahren

900.— Kosten Kantonspolizei Zurich
1'859.— Auslagen Untersuchung

21'783.— Auslagen Gutachten

719.—  Auslagen Erganzungsgutachten

20'000.— Akontozahlung amtliche Verteidigung

Restzahlung amtliche Verteidigung

2053180 i\ usive Barauslagen und Mwst

Allfallige weitere Kosten bleiben vorbehalten.



19. Die Kosten der Untersuchung und des gerichtlichen Verfahrens, einschliess-

lich derjenigen der amtlichen Verteidigung, werden dem Beschuldigten auf-

erlegt.

Die Kosten der amtlichen Verteidigung werden jedoch einstweilen auf die

Gerichtskasse genommen, wobei eine Nachforderung gemass Art. 135
Abs. 4 StPO vorbehalten bleibt.

Berufungsantrage:

Der Verteidigung des Beschuldigten:

(Urk. 145 S.11.)

1.

Es sei festzustellen, dass das Urteil des Bezirksgerichtes Zurich,
2. Abteilung, vom 26. Mai 2020 und vom 2. Juni 2021 beztglich Dispo-
sitivziffern 1, 3, 4, 6a-c, 7, 10, 11, 12, 13, 14 und 18 in Rechtskraft er-

wachsen ist.

In Aufhebung von Dispositivziffer 5 des vorinstanzlichen Urteils sei vom
Widerruf der mit Entscheid des Bezirksgerichts Arbon vom 29. August
2019 bedingt ausgefallten Geldstrafe von 260 Tagessatzen zu Fr. 60.—
abzusehen.

Eventualiter sei die vollziehbar erklarte Geldstrafe zugunsten der mit
Urteil der Vorinstanz angeordneten ambulanten Massnahme aufzu-

schieben.

Es sei Vormerk zu nehmen vom weiteren Ruckzug der Berufung des
Beschuldigten mit Bezug auf Dispositivziffer 8 des vorinstanzlichen Ur-

teils.

In Aufhebung von Dispositivziffer 9 des vorinstanzlichen Urteils sei die
Zivilklage der Privatklagerin 2 abzuweisen.
Eventualiter sei darauf nicht einzutreten.

Subeventualiter sei die Zivilklage auf den Zivilweg zu verweisen.



Es sei Vormerk zu nehmen vom Rlckzug der Berufung des Beschul-

digten mit Bezug auf Dispositivziffer 15a-b des vorinstanzlichen Urteils.

In Aufhebung von Dispositivziffer 16a-c des vorinstanzlichen Urteils sei
die Zivilklage der Privatklagerin 11 im Umfang von Fr. 41'616.55 abzu-
weisen.

Eventualiter sei in diesem Umfang nicht darauf einzutreten; im Ubrigen
sei die Zivilklage im Umfang von Fr. 12'991.95 gutzuheissen und im
ubersteigenden Umfang auf den Zivilweg zu verweisen.

Eventualiter, flr den Fall, dass auf die Zivilklage in vollem Umfang ein-
zutreten ware, sei die Zivilklage im Umfang von Fr. 27'658.20 gutzu-

heissen und im Ubersteigenden Umfang auf den Zivilweg zu verweisen.

In Aufhebung von Dispositivziffer 17 des vorinstanzlichen Urteils sei die
Zivilklage der Privatklagerin 12 im Umfang von Fr. 8'656.40 gutzuheis-

sen und im Ubersteigenden Umfang auf den Zivilweg zu verweisen.

Es seien die Kosten der Untersuchung sowie des erst- und zweitin-
stanzlichen Verfahrens ganz oder zumindest teilweise auf die Staats-

kasse zu nehmen.

b) Des Vertreters der Staatsanwaltschaft | des Kantons Zurich:

(Urk. 148 S. 1)

1.

Der bedingte Vollzug beztiglich der mit Entscheid des Bezirksgerichts
Arbon vom 29. August 2016 (S1.2016.8) ausgefallten Geldstrafe von
260 Tagessatzen zu Fr. 60.— sei zu widerrufen. Der Beschuldigte habe

die Geldstrafe zu bezahlen.

Die Entscheide der Vorinstanz betreffend der Zivilanspriche der Ge-

schadigten seien zu bestatigen.

Die Kosten des erstinstanzlichen und des zweitinstanzlichen Verfah-

rens seien dem Beschuldigten aufzuerlegen.



Erwagungen:

l. Verfahrensgang

1.  Mit eingangs wiedergegebenem Urteil vom 26. Mai 2020 und vom 2. Juni
2021 (Tatinterlokut) sprach das Bezirksgericht Zirich, 2. Abteilung, den Beschul-
digten der qualifizierten Brandstiftung sowie der mehrfachen Brandstiftung schul-
dig und bestrafte ihn mit einer Freiheitsstrafe von 6 Jahren und 10 Monaten. Das
Bezirksgericht Zurich ordnete eine ambulante Behandlung im Sinne von Art. 63
StGB an und schob den Vollzug der Freiheitsstrafe zu diesem Zweck auf. Von der
Anordnung einer Landesverweisung wurde abgesehen. Weiter wurden diverse Zi-
vilforderungen geregelt (Urk. 133). Gegen dieses Urteil meldeten sowohl die
Staatsanwaltschaft wie der Beschuldigte fristgerecht Berufung an (Urk. 125 und
126). Die Berufungserklarungen vom 2. September 2021 (Staatsanwaltschaft |
des Kantons Zurich) und vom 10. September 2021 (Beschuldigter) erfolgten
ebenfalls fristgerecht (Urk. 135 und 136 in Verbindung mit Urk. 131/1-2).

2.  Mit Prasidialverfigung vom 15. September 2021 wurde samtlichen Parteien
Frist zur Erhebung einer Anschlussberufung angesetzt (Urk. 137), worauf still-
schweigend verzichtet wurde (Urk. 138/1-4). Am 21. Januar 2022 wurde zur Beru-
fungsverhandlung auf den 23. September 2022 vorgeladen (Urk. 140). Mit Einga-
be vom 16. September 2022 liess der Beschuldigte einen teilweisen Rickzug sei-
ner Berufung erklaren (Urk. 142). Die Staatsanwaltschaft zog ihre Berufung mit
Eingabe vom 16. September 2022 vollumfanglich zurick (Urk. 143). Dem Antrag
des Beschuldigten und der Staatsanwaltschaft auf Durchfuhrung des schriftlichen

Verfahrens wurde in der Folge nicht entsprochen (Urk. 144).

3. Am 23. September 2022 fand die Berufungsverhandlung statt, zu welcher
der Beschuldigte in Begleitung seines amtlichen Verteidigers erschienen ist
(Prot. 1l S. 3).



Il. Prozessuales

1.  Gemass Art. 402 StPO hat die Berufung im Umfang der Anfechtung auf-
schiebende Wirkung und wird die Rechtskraft des angefochtenen Urteils dement-
sprechend gehemmt. Das Berufungsgericht Uberprift somit das erstinstanzliche
Urteil nur in den angefochtenen Punkten (Art. 404 Abs. 1 StPO). Auch wenn das
Berufungsgericht nur die angefochtenen Punkte neu beurteilt, fallt es am Ende ein
insgesamt neues Urteil (Art. 408 StPO), worin es jedoch anzugeben hat, welche
Punkte bereits friher in Rechtskraft erwachsen sind (BGE 141 IV 244 E. 1.3.3;
Urteil des Bundesgerichtes 6B 533/2016 vom 29. November 2016 E. 4.2 mit
Hinweisen). Der Beschuldigte beantragte mit seiner Berufungserklarung einen
Freispruch unter entsprechender Kosten- und Entschadigungsfolgen zu Lasten
der Staatskasse (Urk. 136).

2. Mit Eingabe vom 16. September 2022 liess der Beschuldigte den Riickzug
seiner Berufung bis auf die Frage des Widerrufs und einzelne Zivilanspruche er-
klaren (Dispositivziffern 5, 8-9, 15a-b, 16a-c, 17; Urk. 142). Anlasslich der Beru-
fungsverhandlung liess er zudem vorbringen, die Dispositivziffern 8 und 15a-b
nunmehr nicht anzufechten (Urk. 145 S. 1 f.). Die Staatsanwaltschaft beantragte
eine hohere Strafe (Freiheitsstrafe von 11 %2 Jahren), das Absehen von der An-
ordnung einer ambulanten Massnahme, eventualiter die Anordnung einer solchen
Massnahme, jedoch ohne Aufschub der Freiheitsstrafe zugunsten der Massnah-
me, die Anordnung einer Landesverweisung und im Ubrigen die Bestatigung des
vorinstanzlichen Urteils (Urk. 135), zog ihre Berufung in der Folge jedoch vollum-
fanglich zurtuck (Urk. 143). Unangefochten geblieben sind somit das Tatinterlokut
(Dispositivziffer 1), die Schuldspriche (Dispositivziffer 3), die Strafe (Dispositivzif-
fer 4), die Anordnung einer ambulanten Massnahme (Dispositivziffer 6), das Ab-
sehen von einer Landesverweisung (Dispositivziffer 7), die vorinstanzliche Rege-
lung der Zivilforderungen der Privatklagerschaften Baugenossenschaft B._ |
D. , E. und F. , G. , H. und I.__ (Dispositivziffern

8, 10-15) sowie die vorinstanzliche Festsetzung der Kosten und der Entschadi-

gung der amtlichen Verteidigung (Dispositiv-Ziffer 18). Insoweit ist das vorinstanz-



liche Urteil in Rechtskraft erwachsen (Art. 402 StPO), was vorab in einem Be-

schluss festzustellen ist.
. Widerruf

1. Zu den theoretischen Voraussetzungen des Widerrufs sowie den vorliegend
zu berucksichtigenden Umstanden kann zwecks Vermeidung von Wiederholun-

gen auf die Ausfuhrungen der Vorinstanz verwiesen werden (Urk. 133 S. 51 f.).

2. Anzumerken ist, dass die Verteidigung vor Vorinstanz — nach dem Interlokut
— fur den Fall eines Schuldspruches ebenfalls einen Widerruf dieser Strafe bean-
tragt hat (Urk. 122 S. 1). Im Berufungsverfahren beantragte sie indessen, es sei
auf einen Widerruf zu verzichten, eventualiter sei die vollziehbar erklarte Geldstra-
fe zugunsten der mit Urteil der Vorinstanz angeordneten ambulanten Massnahme
aufzuschieben (Urk. 145 S. 2). Die Staatsanwaltschaft beantragte im Rahmen ih-

rer Berufungsantwort den Widerruf des bedingten Vollzugs (Urk. 148 S. 1).

3.1. Der Beschuldigte wurde mit Urteil des Bezirksgerichts Arbon vom 29. August
2016 u.a. wegen mehrfacher Brandstiftung, Diebstahl, Hehlerei, Drohung etc. zu
einer bedingt vollziehbaren Geldstrafe von 260 Tagessatzen zu Fr. 60.— verurteilt.
Dies unter Ansetzung einer Probezeit von 3 Jahren. Diese Probezeit wurde in der
Folge mit Entscheiden der Staatsanwaltschaft Abteilung 1 Luzern vom 12. Juni
2017 sowie der Staatsanwaltschaft des Kantons Solothurn vom 13. Juni 2018
insgesamt bereits um die Halfte verlangert. Zudem wurde der Beschuldigte zwei
Mal verwarnt (Urk. 134). Der Beschuldigte weist weitere Vorstrafen auf: So wurde
er bereits mit Strafbefehl der Staatsanwaltschaft des Kantons Basel-Stadt vom
4. Februar 2013 wegen versuchten Diebstahls, Sachbeschadigung, Hausfrie-
densbruchs und Ubertretung des Betdubungsmittelgesetzes zu einer bedingt voll-
ziehbaren Geldstrafe von 60 Tagessatzen zu Fr. 30.— (Probezeit 2 Jahre) und ei-
ner Busse von Fr. 500.— verurteilt. Mit Strafbefehl der Staatsanwaltschaft Abtei-
lung 1 Luzern vom 12. Juni 2017 wurde er wegen einfacher Korperverletzung mit
einer unbedingten Geldstrafe von 80 Tagessatzen zu Fr. 30.— bestraft. Schliess-
lich erging am 13. Juni 2018 von der Staatsanwaltschaft des Kantons Solothurn

ein Strafbefehl, mit der Beschuldigte wegen Diebstahls schuldig gesprochen und



zu einer unbedingten Geldstrafe von 30 Tagessatzen zu Fr. 30.— bestraft wurde
(Urk. 134). Die Vorstrafe aus dem Jahr 2012 durfte mittlerweile geldscht sein.
Was seine Lebensumstande anbelangt, fuhrte der Beschuldigte anlasslich der Be-
rufungsverhandlung aus, nach wie vor bei der L. als Lagerist tatig zu sein.
Seine Einklnfte setzen sich aus seinem Lohn, einer halben IV-Rente und Ergan-
zungsleistungen zusammen und betragen monatlich rund Fr. 2'500.—. Davon be-
zahlt er noch einen halftigen Anteil an die Wohnkosten. Diese belaufen sich auf
Fr. 1'900.— bis fast Fr. 2'000.— aufgrund der gestiegenen Gaspreise. Er lebt wei-
terhin mit seiner Partnerin, D.__ |, zusammen und sie planen im nachsten Jahr
eine Heirat. Zudem wunschen sie sich Kinder. Derzeit absolviert der Beschuldigte
gemass eigenen Angaben ein Jobcoaching, mit dem versucht wird, eine Stelle im
ersten Arbeitsmarkt fur ihn zu finden. Das Ziel ist, dass er alle paar Monate weni-
ger IV-Rente bendtigt. Aktuell ist er bei 50% und es soll immer weniger werden,

bis er ganz von der IV wegkommt (Prot. Il S. 7 ff.).

3.2. Die Vorinstanz ordnete flr den Beschuldigten eine ambulante Massnahme
im Sinne von Art. 60 StGB an (Urk. 133 S. 74). Nachdem der Beschuldigte und
die Staatsanwaltschaft diesbezulglich ihre Berufungen zuriickgezogen haben, ist
diese Anordnung in Rechtskraft erwachsen. Das Bundesgericht entschied bereits
wiederholt, dass die Anordnung einer stationaren oder ambulanten Massnahme
zugleich eine ungunstige Prognose bedeutet und den bedingten oder teilbeding-
ten Aufschub einer gleichzeitig ausgefallten Strafe ausschliesst (BGE 135 IV 180
E. 2.3; Urteile des Bundesgerichts 6B_698/2017 vom 13. Oktober 2017 E. 7.2.1;
6B_223/2016 vom 8. September 2016 E. 3.3; 6B_1195/2015 vom 18. April 2016
E. 5; je mit Hinweisen). Bereits vor diesem Hintergrund verbleibt kein Raum fur
den Verzicht auf einen Widerruf. Daran vermogen auch die Vorbringen der Ver-
teidigung nichts andern. Dass die Untersuchungshaft im vorliegenden Verfahren
einschneidende Auswirkungen auf den Beschuldigten hatte, ist nachvollziehbar.
Auch trifft zu, dass er sich seit der heute zu beurteilenden Taten, mithin wahrend
nunmehr Uber 4 Jahren, wohlverhalten hat (vgl. Urk. 145 S. 6 f.; Urk. 143). Wie
die Verteidigung zutreffend festhalt, befindet sich der Beschuldigte in dem von
Prof. Dr. med. S.___ im psychiatrischen Gutachten von 24. Februar 2021 so

bezeichneten Szenario 2. Demgemass ist die Gesamtlage des Beschuldigten un-



ter Alltagsbedingungen als weitgehend stabil, jedoch fragil, d.h. nicht belastungs-
stabil zu bezeichnen (Urk. 88 S. 85). Entsprechend erweist sich das kurzfristige,
d.h. innerhalb von Wochen bis Monaten gegebene Ruckfallrisiko nach Ansicht
des Gutachters als gering; das Risiko fur erneute Brandlegungen und deliktisches
Verhalten mittelfristig (innerhalb von 3 Monaten bis einem Jahr) bzw. langfristig
(innerhalb von 1-3 Jahren) bezeichnet er jedoch als hoch bzw. potentiell hoch,
wenn Belastungsfaktoren die Fahigkeit des Beschuldigten Ubersteigen wuirden,
psychosozial belastende Lebenssituationen auf legalem, deliktfreiem Weg zu be-
waltigen (Urk. 88 S. 85 f.). Eine eigentliche Festigung der noch fragilen Lebens-
umstande, wie die Verteidigung anfuhrt (Urk. 145 S. 6 f.), ist noch nicht zu erken-
nen, zumal sich seine Verhaltnisse seit der erstinstanzlichen Hauptverhandlung
noch nicht massgeblich gefestigt haben. Insgesamt ist nach wie vor von einer un-
gunstigen Prognose auszugehen. Der weitere Einwand der Verteidigung, wonach
der Widerruf indirekt mit dem Zweck der im Zusammenhang mit den neuen Delik-
ten angeordneten Massnahme kollidiere, da der Beschuldigte nicht in der Lage
sei, die Geldstrafe abzubezahlen (Urk. 145 S. 7 ff.), kann nach dem Erwogenen
ebenfalls nicht zu einer anderen Beurteilung oder zu einem Aufschub des Wider-
rufs der Geldstrafe zugunsten der Massnahme fuhren. Letzteres ist gesetzlich zu-
dem nicht vorgesehen (vgl. Art. 10 V-StGB-MStG).

4. Der bedingte Vollzug der mit Urteil des Bezirksgerichts Arbon vom
29. August 2016 ausgefallten Geldstrafe von 260 Tagessatzen zu Fr. 60.— ist da-
her zu widerrufen und die Geldstrafe ist zu bezahlen.

IV. Zivilanspriiche

A. Rechtliche Grundlagen

1.  Die Voraussetzungen der Gutheissung eines Schadenersatzanspruches be-
stimmen sich nach Art. 41 OR. Voraussetzung fur die Zusprechung von Schaden-
ersatz ist demnach, dass ein Schaden vorliegt, welcher durch ein widerrechtliches
und schuldhaftes Verhalten adaquat kausal verursacht wurde. Grundsatzlich hat
das Gericht gemass Art. 126 Abs. 1 lit. a StPO Uber die anhangig gemachte Zivil-
klage zu entscheiden, wenn es die beschuldigte Person schuldig spricht. Davon



darf das Gericht nur dann abweichen, wenn die Privatklagerschaft die Zivilklage
nicht hinreichend begrindet oder beziffert hat (Art. 126 Abs. 2 lit. ¢ StPO) oder die
vollstandige Beurteilung des Zivilanspruchs unverhaltnismassig aufwendig ware
(Art. 126 Abs. 3 StPO). In diesen Fallen ist die Zivilklage auf den Zivilweg zu ver-
weisen. Inhaltlich kann das Adhasionsurteil auf Gutheissung, teilweise Gutheis-
sung oder Abweisung der Zivilklage lauten. Bei teilweiser Gutheissung muss Uber
den nicht gutgeheissenen Teil ebenfalls eine Entscheidung gefallt werden: Ist die-
ser Teil spruchreif, aber nicht begriindet, wird er abgewiesen. Ist dieser Teil da-
gegen nicht genlgend substantiiert, wird er auf den Zivilweg gewiesen. Abzuwei-
sen ist die Zivilklage hingegen dann, wenn sie spruchreif, aber unbegrindet ist
oder die Aktiv- oder die Passivlegitimation nicht gegeben ist, schliesslich auch
dann, wenn aufgrund der Beweislosigkeit zu Lasten der Zivilklagerschaft zu ent-

scheiden ist.

2. Eine Genugtuung gemass Art. 49 OR setzt eine Verletzung von Personlich-
keitsrechten, eine immaterielle Unbill, voraus und kann nur zugesprochen werden,
wenn die Schwere der Verletzung nicht anders wiedergutzumachen ist (BGE 131
[l 26 E. 12.1.). Die Personlichkeitsverletzung muss widerrechtlich sein, d.h. es
durfen keine Rechtfertigungsgrunde fur den Eingriff vorliegen. Zu berucksichtigen
ist, wie der Verletzte in seiner besonderen Situation von der objektiven Schadi-
gung betroffen und in seiner konkreten Lebensfuhrung beeintrachtigt wird (BGer
v. 17.05.2003, 6S.232/2003 E. 2.1 = Pra 93/2004 Nr. 144). Nebst dem Vorliegen
einer sog. immateriellen Unbill sowie der Widerrechtlichkeit der Personlichkeits-
verletzung muss die Handlung des Haftpflichtigen adaquat kausal fir den Eingriff
sein. Das Gesetz nennt als Mass fur die Hohe der Genugtuung ausschliesslich
die Art und Schwere der korperlichen und seelischen Verletzung, doch sind auch
die Intensitat und Dauer der Auswirkungen auf die Personlichkeit des Betroffenen,
die Moglichkeit, durch eine Geldzahlung den seelischen Schmerz etwas auszu-
gleichen (BGE 118 Il 410 E. 2.a), in Erwagung zu ziehen (vgl. zum Ganzen: OFK-
FISCHER, Art. 49 OR N 1 ff.).



B. Wadrdigung
1. C.
1.1. Das Schadenersatzbegehren der Privatklagerin 2 (C. ) wurde von der

Vorinstanz vollumfanglich im Betrag von Fr. 53'284.— (Brand vom 25. August
2018) und Fr. 369'689.— (Brand vom 11. September 2018) gutheissen (Urk. 133
S. 69 in Verbindung mit Urk. D1/5/27). Die Verteidigung wendet ein, dass die Zah-
lungen der C.__ nicht belegt sind und macht damit deren fehlende Aktivlegiti-
mation geltend. Sodann seien die tatsachlich angefallen Renovationskosten nicht
ausgewiesen und die subrogierende Versicherung konne nicht in mehr Anspriuche
eintreten, als der Geschadigten zugestanden habe. Sodann sei von wertvermeh-
renden Renovationen auszugehen. Die diesbezlglichen Verhaltnisse seien nicht
liquid. Es handle sich im Ubrigen um einen klassischen Anwendungsfall von Art.
43 Abs. 1 OR, wonach Art und Grésse des Ersatzes flr den eingetretenen Scha-
den vom Richter bestimmt wurden. Als bedeutsame Umstande wirden dabei
auch die wirtschaftlichen Verhaltnisse der Parteien in Betracht fallen. Der Be-
schuldigte ware bei seinen wirtschaftlichen Verhaltnissen auch in hundert Jahren
nicht in der Lage die Schadenersatzforderung von tber Fr. 400'000.— zu bezahlen
(Urk. 122 S. 23-25; Urk. 145 S. 10 ff.).

1.2. Die C.____ st eine selbststandige offentlich-rechtliche Anstalt, welche ge-
stutzt auf § 72 Abs. 1 GebVG berechtigt ist, Zivilklage zu erheben und jene Ver-
fahrensrechte auszutiben, die sich unmittelbar auf die Durchsetzung ihrer Zivilkla-
ge beziehen, wenn sie bis zum Abschluss des Vorverfahrens Entschadigungen
geleistet hat (OGer ZH Beschluss SB130129 vom 10. September 2013, E. 2.2.4
und E. 2.2.5). Y., der als Rechtsanwalt bei der Privatklagerin tatig ist, besta-
tigte mit Schreiben vom 27. August 2019, dass die Privatklagerin am 21. Juni
2019 und am 2. Juli 2019 zugunsten der Versicherten Zahlungen in der Hohe von
Fr. 53'284.— und Fr. 368'689.— geleistet habe (Urk. D1/5/27 S. 2). Die Privatklage-
rin hat die genannten Betrage mit Schreiben vom 17. bzw. 26. Juni 2019 sodann
anerkannt und jeweils festgehalten, dass der Betrag in den nachsten Tagen auf
das Konto der Eigentimerin Uberwiesen werde (Urk. D2/2/14; Urk. D2/2/15 =

Urk. 43/4+5). Die Rechtsvertretung der Hauseigentumerin hat zudem mit Eingabe



vom 20. Marz 2020 bestatigt, dass die beiden Betrage von der C._ gemass
entsprechender Vergutungsanzeigen am 17. Juni 2019 und am 26. Juni 2019
Uberwiesen worden sind (Urk. 41 S. 3 Rz 4 und 6). Entgegen der Verteidigung
(Urk. 145 S. 10 ff.) wurde der Nachweis der Zahlung somit vor Abschluss des
Vorverfahrens erbracht, zumal dies sowohl die Privatklagerin als auch die Haus-
eigentumerin je in erwahnten Schreiben bestatigten. Folglich ist die Aktivlegitima-

tion der C. gegeben.

1.3.1. Gemass Art. 123 Abs. 1 StPO hat der Privatklager seine zivilrechtlichen
Anspriche in der Erklarung gemass Art. 119 StGB (Konstituierung als Zivilklager)
nach Moglichkeit zu beziffern und kurz schriftlich zu begrinden, wobei er die Be-
weise nennen muss, auf die er sich stltzen will. Im Zeichen der im Zivilprozess
vorherrschenden Dispositions- und Verhandlungsmaxime obliegt es somit auch
im Adhasionsprozess grundsatzlich der Privatklagerschaft, ihre Forderung sub-
stantiiert zu behaupten und zu beweisen. Die Behauptungs-, Substantiierungs-
und Beweisflihrungslast der Privatklagerschaft ist allerdings insofern gemindert,
als dass sie auf die Ergebnisse der Strafuntersuchung verweisen kann, bzw. das
Strafgericht sich im Zivilpunkt auch auf die im Strafverfahren getroffenen tatsach-
lichen Feststellungen zu stutzen hat. Sachverhalte, welche fur die Straftat nicht
wesentlich sind und deshalb nicht durch die Strafbehdrden ermittelt werden, hat
die Privatklagerschaft hingegen zu substantiieren und zu beweisen. Dies gilt ins-
besondere fur die genaue Hohe des erlittenen Schadens. Mit anderen Worten hat
die Privatklagerschaft vor allem die privatrechtlichen Haftungsgrundlagen in tat-
sachlicher Hinsicht, soweit diese durch das Strafverfahren noch nicht offenkundig
sind, darzulegen (DoLGE, BSK StPO, N 22 f. zu Art. 122 und N 8 zu Art. 123).
Nach der Lehre und Rechtsprechung sind die Vorteile, die das schadigende Er-
eignis dem Geschadigten gebracht hat, bei der Berechnung des Schadens zu be-
rucksichtigen; insbesondere sind die Aufwendungen, die der Geschadigte infolge
des schadigenden Ereignisses erspart hat, von der Hohe des Schadens abzuzie-
hen (Prinzip des Vorteilsausgleichs; Urteil des Bundesgerichts 4A_ 227/2007 vom
26. September 2007 E. 3.6.3. mit Hinweisen; BGE 128 Il 22 E. 2.e/cc).



1.3.2. Die Schadensbetrage sind belegt (Urk. D1/5/24-35, Urk. D2/2/14 und
Urk. D2/2/15). Die tatsachlichen Rechnungsbetrage sind in den Schadensabrech-
nungen aufgefuhrt und wurden von der C._ gepruft (Urk. D1/5/27 S. 2;
Urk. D2/11 und Urk. D2/2/13 = Urk. 43/4+5). Namentlich geht im Einzelnen her-
vor, welche Arbeiten ausgefihrt werden mussten und wie viel fir diese Arbeiten in
Rechnung gestellt wurden. Demgemass ist der Schaden genugend substantiiert
und soweit modglich und zumutbar belegt. Gemass bundesgerichtlicher Recht-
sprechung ist eine Uberkompensation bzw. eine Bereicherung des Eigentiimers
bei einer Teilzerstorung des Gebaudes nicht bereits deshalb anzunehmen, weil
zur Ausfuhrung der Gebaudereparaturen notwendigerweise neue Materialien
verwendet werden. Denn den Schaden entsprechend zu reduzieren, um der ver-
langerten Lebenserwartung des wiederaufgebauten Gebaudes Rechnung zu tra-
gen, hiesse im Ergebnis, den Geschadigten zu einer Ausgabe zu zwingen, um die
frhere Situation wiederherzustellen, wodurch der Geschadigte letztlich einen un-
gerechtfertigten finanziellen Nachteil erleiden wurde. Die Anwendung der Vor-
teilsanrechnung rechtfertigt sich in solchen Fallen einzig, wenn der Eigentimer
aufgrund die geleisteten Reparaturen eindeutig bereichert sei ("... que le
propriétaire est clairement enrichi par des réparations réalisées..."; Urteil des
Bundesgerichts 4C.87/2007 vom 26. September 2007 E. 5.2.). Am 28. August
2018 entstanden im Kellergeschoss der Liegenschaft durch den Brand Russ-
schaden an Wanden und Decken und es wurden Kellerabteile beschadigt
(Urk. D2/1/1 S. 6). Beim Brand vom 11. September 2018 wurde der Dachstock
komplett aufgebrannt, Eingangstiren der Wohnungen im 2. Obergeschoss ange-
brannt und Wohnungen im 2. Obergeschoss im Eingangsbereich und an den De-
cken geschwarzt. Sodann wurde die ganze Liegenschaft von Russ- und Rauch-
partikeln geschwarzt und in der linken Wohnung im 2. Obergeschoss kam es zu
einem Wasserschaden (Urk. D1/2/1 S. 10; vgl. auch Urk. D1/2/4). Inwiefern es zu
einer eindeutigen Bereicherung der Geschadigten gekommen sein soll, wurde
vom Beschuldigten nicht substantiiert geltend gemacht und ist mit Blick auf die
Schadensabrechnungen nicht ersichtlich. Vielmehr sind die darin aufgefuhrten
Positionen ohne Weiteres mit den entstandenen Schaden in Einklang zu bringen.

So sind beispielsweise Malerarbeiten aufgrund der Russschaden offenkundig



notwendig. Eine Wiederherstellung des ursprunglichen Zustands bzw. des Zu-
stands zum Zeitwert ware mithin nicht moglich und den Geschadigten auch nicht
zumutbar gewesen. Es ware sodann am Beschuldigten gelegen, die Tatsachen
zu behaupten und zu beweisen, die es ermdglichten, das Vorliegen eines solchen
Vorteils festzustellen, dessen Anrechnung auf den Schadensbetrag er verlangt
(BGE 128 11122 S. 28 f. E. 2 = Pra 91 (2002) Nr. 74).

1.4. Eine Reduktion des Schadensersatzes im Sinne von Art. 43 Abs. 1 OR ist
vorliegend nicht angezeigt. Zwar sind die finanziellen Verhaltnisse der Privatkla-
gerin als C.__ um einiges komfortabler als diejenigen des Beschuldigten.
Nicht ausser Acht zu lassen ist allerdings, dass der Beschuldigte vorsatzlich han-
delte. Diesfalls ist eine Reduktion des Schadens ausgeschlossen (BGE 92 |l 234
E. 3b; BGE 99 11 228 E. 5).

1.5. Folglich erweist sich die Schadenersatzforderung der Privatklagerin als

ausgewiesen. Der Beschuldigte ist nach dem Erwogenen zu verpflichten, der

C. (Privatklagerin 2) als Schadenersatz Fr. 53'284.— sowie Fr. 369'689.— zu
bezahlen.

2. J. AG

2.1. Die Privatklagerin 11, J. AG, macht Regressforderungen geltend, also
jene Betrage, welche sie den Mietern D. (Fr. 16'481.35), M.
(Fr.9'410.60), N. (Fr. 9'842.05), O. (Fr.10'151.-), P.
(Fr.12'181.95) und Q. (Fr. 9'441.55) fUr den geltend gemachten Schaden
ausbezahlt hat (Urk. D4/50, Urk. D4/61 und Urk. D4/62). Die Verteidigung wendet
vorab ein, die Geschadigten N. , P. , Q. und O. hatten

ausdrucklich auf eine Konstituierung als Privatklager verzichtet und die J.
AG koénne daher nicht gestitzt auf Art. 121 Abs. 2 StPO in deren Stellung als Pri-
vatklager subrogieren. Bezlglich den Entschadigungen fir Fahrhabe handle es

sich nicht um durch Belege nachgewiesene Forderungen (Urk. 122 S. 29).

2.2. Die J. hat sich rechtzeitig als Privatklagerin konstituiert und kann da-

her gestutzt auf Art. 95¢ VVG Regress geltend machen. Was das Vorbringen der


https://app.legalis.ch/legalis/document-view.seam?documentId=mjtwkxzzhfpws2k7gizdq

Verteidigung in Bezug auf den Verzicht auf Konstituierung als Privatklager durch
die Geschadigten N. , P. , Q. und O. und die fehlende Ak-

tivlegitimation der Privatklagerin anbelangt, ist dem entgegenzuhalten, dass die

entsprechenden Geschadigten lediglich auf die adhasionsweise Geltendmachung
ihrer Zivilanspriche und auf die Teilnahme als Privatklager im Strafverfahren so-
wie die Ausubung von Parteirechten verzichteten (Urk. D4/45, Urk. D4/39,
Urk. D4/46, Urk. D4/57). Dem ist keinesfalls ein Verzicht auf Schadenersatz
gleichzusetzen, zumal diese Geschadigten den Schaden bei ihrer Versicherung
geltend machte. So vermerkten die Geschadigten P. und O._ inihren
Formularen "Geltendmachung von Rechten als Privatklagerschaft", dass ihre An-
spruche von einer Versicherung gedeckt wurden (Urk. D4/39; Urk. D4/57). Auch
die Ubrigen Geschadigten gingen offensichtlich davon aus, dass ihr Schaden von
ihrer Versicherung gedeckt wird und diese ihrerseits auf den Beschuldigten zu-

ruckgreifen wird. Der von der Verteidigung gemachte Einwand der mangelnden

Legitimation der J. AG findet demnach keine Stutze.

2.3.1. Wie dargelegt hat die J. fur D. fur die entstandenen Schaden
Zahlungen von Fr. 16'481.35 geleistet, fir M. Fr. 9'410.60, fir N.

Fr. 9'842.05, fur O. Fr. 10'151.—, fur P. Fr. 12'181.95 und fur Q.

Fr. 9'441.55 (Urk. D4/50; Urk. D4/61 und Urk. D4/62). Bei samtlichen Geschadig-
ten erweisen sich die Reinigungs- und Transportkosten als rechtsgeniigend aus-
gewiesen und belegt. Betreffend die Forderungen in Bezug auf die beschadigte
oder zerstorte Fahrhabe finden sich zwar Aufstellungen bei den Akten, wobei den
einzelnen Objekten ihr jeweiliger Wert zugeordnet ist. Weitere Belege fur den
Kauf dieser Objekte und deren tatsachlichen Wert findet sich indessen nicht.
Diesbezlglich erweisen sich die Schadenersatzforderungen somit nicht hinrei-
chend substantiiert und die Privatklagerin ist mit ihren Forderungen, soweit sie
Fahrhabe der Geschadigten betreffen, auf den Weg des Zivilprozesses zu ver-

weisen.

2.3.2. Der Beschuldigte hat die Schadenersatzforderungen der J. in folgen-
dem Umfang anerkannt (Urk. 145 S. 17 f.):

- Geschéadigte D. : Fr. 7'226.35



- Geschadigte M. : Fr. 5'765.60

- Geschéadigte N. : Fr. 5'042.05

- Geschadigte P. : Fr. 2'986.70

- Geschadigte Q. : Fr. 1'371.55

- Geschadigter O. : Fr. 5'266.—

Total: Fr. 27'685.25

Die J. verlangt zuzuglich zur Schadenersatzforderung 5% Zins fur die Ge-
schadigten D. , M. , N. und O. seit dem 6. Juni 2018
(Urk. D4/50), fur die Geschadigte P. seit dem 1. Marz 2018 (Urk. D4/61)
und fur die Geschadigte Q. seit dem 9. Marz 2018 (Urk. D4/62). Nachdem

dies vom Beschuldigten unbestritten blieb, ist dem diesbezlglichen Antrag der

J. zu entsprechen.

2.4. Der Beschuldigte ist daher gemass seiner Anerkennung zu verpflichten, der
J._ AG (Privatklagerin 11) Fr. 27'658.20 zuzuglich 5% Zins ab 1. Marz 2018
auf Fr.2'986.70, ab 9. Marz 2018 auf Fr. 1'371.55 und ab 6. Juni 2018 auf
Fr. 23'299.95 Schadenersatz zu bezahlen. Im Mehrbetrag (Schadenersatz fur die

Fahrhabe der jeweiligen Geschadigten) ist die Schadenersatzforderung der

J. auf den Weg des Zivilprozesses zu verweisen.
3. K AG
Des Weiteren hat die Privatklagerin 12, die K. AG, Schadenersatzforderun-

gen in der Hohe von Fr. 17'845.45 geltend gemacht (Urk. D4/42 und Urk. D4/48).
Es handelt sich um Regressforderungen fur Zahlungen an ihre Versicherungs-
nehmer R.__ (Fr.7'231.10) sowie G.___ (Fr. 10'614.45). Die Reinigungs-
und Transportkosten werden vom Beschuldigten auch hier anerkannt, namlich im
Gesamtbetrag von Fr. 8'659.40, nicht aber die Entschadigungen fur Fahrhabe
(vgl. Urk. 145 S. 19). Belegt und vom Beschuldigten anerkannt sind betreffend die
Geschadigten R, und G.___ die Reinigungs- und Transportkosten im
Umfang von insgesamt Fr. 8'659.40 (Urk. D4/42; Urk. D4/48). Was den Ersatz fur

die beschadigte bzw. zerstérte Fahrhabe anbelangt, kann auf das zuvor unter Zif-



fer 2.3.1. Erwogene verwiesen werden. Auch hier fehlt es an Belegen und einer
ausreichenden Substantiierung. Der Beschuldigte ist demzufolge gemass seiner
teilweisen Anerkennung zu verpflichten, der Privatklagerin 12 als Schadenersatz
Fr. 8'659.40 zu bezahlen. Im Mehrbetrag ist die Schadenersatzforderung hinge-

gen auf den Weg des Zivilprozesses verwiesen.

V. Kosten- und Entschadigungsfolgen

1.  Vorinstanzliches Verfahren

Gestutzt auf Art. 428 Abs. 3 StPO hat die Rechtsmittelinstanz von Amtes wegen
auch uber die von der Vorinstanz getroffene Kostenregelung zu befinden, wenn
sie selber ein neues Urteil fallt und nicht kassatorisch entscheidet. Gemass
Art. 426 Abs. 1 StPO tragt die beschuldigte Person die Verfahrenskosten, wenn
sie verurteilt wird. Ausgenommen sind — unter dem Vorbehalt von Art. 135 Abs. 4
StPO — die Kosten der amtlichen Verteidigung. Angesichts der angespannten fi-
nanziellen Verhaltnisse des Beschuldigten und aufgrund der auf von ihm zu leis-
tenden hohen Schadenersatzzahlungen erscheint es im Sinne einer Ausnahme
gerechtfertigt, dem Beschuldigten die Kosten des erstinstanzlichen Verfahrens le-
diglich im Umfang von Fr. 10'000.— aufzuerlegen. Im Ubersteigenden Betrag sind

sie definitiv abzuschreiben.

2. Zweitinstanzliche Kosten- und Entschadigungsfolgen

2.1. Die Kosten des Rechtsmittelverfahrens tragen die Parteien nach Massgabe
ihres Obsiegens oder Unterliegens. Als unterliegend gilt auch die Partei, auf de-
ren Rechtsmittel nicht eingetreten wird oder die das Rechtsmittel zuriickzieht (Art.
428 Abs. 1 StPO). Ob bzw. inwieweit eine Partei im Sinne dieser Bestimmung ob-
siegt oder unterliegt, hangt davon ab, in welchem Ausmass ihre vor der zweiten
Instanz gestellten Antrage gutgeheissen werden (Urteil des Bundesgerichts
6B_1344/2019 vom 11. Marz 2020 E. 2.2. m.w.H.). Wird der Entscheid im
Rechtsmittelverfahren nur unwesentlich abgeandert, kdnnen die Kosten nach dem
Verursacherprinzip auferlegt werden (Urteil 6B_318/2016 vom 13. Oktober 2016

E. 4.1. m.w.H.). Die Staatsanwaltschaft beantragte mit ihrer Berufung urspringlich
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eine hohere Strafe, den Verzicht auf Anordnung einer ambulanten Massnahme
bzw. den Aufschub des Vollzugs der Freiheitsstrafe zugunsten der Massnahme
und eine Landesverweisung (Urk. 135 S. 2). Aufgrund ihres vollumfanglichen Be-
rufungsrickzugs unterliegt sie in Bezug auf ihre Antrage. Gleiches gilt in Bezug
auf den Beschuldigten betreffend seinen teilweisen Berufungsriickzug. Er unter-
liegt sodann mit seinen Antragen in Bezug auf die Frage des Widerrufs und teil-
weise in Bezug auf die Zivilforderungen. Es rechtfertigt sich damit, dem Beschul-
digten die Kosten im Umfang von zwei Dritteln aufzuerlegen und im Ubrigen (zu
einem Drittel) auf die Gerichtskasse zu nehmen. Die Kosten der amtlichen Vertei-
digung sind auf die Gerichtskasse zu nehmen. Die Ruckzahlungspflicht des Be-
schuldigten gemass Art. 135 Abs. 4 StPO bleibt im Umfang von zwei Dritteln vor-

behalten.

2.2. Die Gerichtsgebuhr fur das Berufungsverfahren ist in Anwendung von
Art. 424 Abs. 1 StPOi. V. m. §§ 16, 2 Abs. 1 lit. b, c und d sowie 14 GebV OG un-
ter BerlUcksichtigung der Bedeutung und Schwierigkeit des Falles sowie des Zeit-

aufwands des Gerichts fur dieses Verfahren auf Fr. 3'000.— festzusetzen.

2.3. Der amtliche Verteidiger ist fir seine Aufwendungen im Berufungsverfahren
gemass seiner Honorarnote (Urk. 147), unter Berucksichtigung der effektiven

Dauer der Berufungsverhandlung, mit Fr. 10'200.— zu entschadigen.

Es wird beschlossen:

1. Vom Ruickzug der Berufung der Staatsanwaltschaft | des Kantons Zurich
und vom teilweisen Ruckzug der Berufung des Beschuldigten wird Vormerk

genommen.

2. Es wird festgestellt, dass das Urteil des Bezirksgerichts Zurich, 2. Abteilung,
vom 26. Mai 2020 und 2. Juni 2021 bezuglich der Dispositivziffern 1 (Tatin-
terlokut), 3 (Schuldspruch), 4 (Strafe), 6 (ambulante Massnahme), 7 (Abse-
hen von Landesverweisung), 8 und 10-15 (Zivilforderungen der Privatklager
1, 3,4, 5, 6,8 und 9) sowie 18 (Kostenfestsetzung) in Rechtskraft erwach-

sen ist.
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Schriftliche Mitteilung mit nachfolgendem Urteil.

Gegen Ziffer 1 dieses Entscheids kann bundesrechtliche Beschwerde in

Strafsachen erhoben werden.

Die Beschwerde ist innert 30 Tagen, von der Zustellung der vollstandigen,
begriindeten Ausfertigung an gerechnet, bei der Strafrechtlichen Abteilung
des Bundesgerichtes (1000 Lausanne 14) in der in Art. 42 des Bundesge-

richtsgesetzes vorgeschriebenen Weise schriftlich einzureichen.

Die Beschwerdelegitimation und die weiteren Beschwerdevoraussetzungen
richten sich nach den massgeblichen Bestimmungen des Bundesgerichts-

gesetzes.

Es wird erkannt:

Der bedingte Vollzug der mit Entscheid des Bezirksgerichts Arbon vom
29. August 2016 ausgefallten Geldstrafe von 260 Tagessatzen zu Fr. 60.—

wird widerrufen.

Der Beschuldigte wird verpflichtet, der Privatklagerin 2 (C. ) als Scha-
denersatz Fr. 53'284.— sowie Fr. 369'689.— zu bezahlen.

Der Beschuldigte wird gemass seiner teilweisen Anerkennung verpflichtet,
der Privatklagerin 11 (J.__ AG) als Schadenersatz Fr. 27'658.20
zuzuglich 5% Zins ab 1. Marz 2018 auf Fr. 2'986.70, ab 9. Marz 2018 auf
Fr. 1'371.55 und ab 6. Juni 2018 auf Fr. 23'299.95 zu bezahlen. Im Mehrbe-
trag wird die Schadenersatzforderung auf den Weg des Zivilprozesses ver-

wiesen.

Der Beschuldigte wird gemass seiner teilweisen Anerkennung verpflichtet,
der Privatklagerin 12 (K. AG) als Schadenersatz Fr. 8'659.40 zu be-
zahlen. Im Mehrbetrag wird die Schadenersatzforderung auf den Weg des

Zivilprozesses verwiesen.
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Die Kosten der Untersuchung und des erstinstanzlichen gerichtlichen Ver-
fahrens werden dem Beschuldigten auferlegt, jedoch im Fr. 10'000.— tUber-

steigenden Umfang sofort abgeschrieben.

Die zweitinstanzliche Gerichtsgebuhr wird festgesetzt auf:

Fr. 3'000.—- ; die weiteren Kosten betragen:
Fr. 10'200.— amtliche Verteidigung.

Die Kosten des Berufungsverfahrens, mit Ausnahme derjenigen der
amtlichen Verteidigung, werden zu zwei Dritteln dem Beschuldigten aufer-
legt und zu einem Drittel auf die Gerichtskasse genommen. Die Kosten der
amtlichen Verteidigung werden auf die Gerichtskasse genommen. Die
Ruckzahlungspflicht des Beschuldigten gemass Art. 135 Abs. 4 StPO bleibt

im Umfang von zwei Dritteln vorbehalten.

Schriftliche Mitteilung im Dispositiv an

- die amtliche Verteidigung im Doppel fir sich und zuhanden des
Beschuldigten

- die Staatsanwaltschaft | des Kantons Zirich

- den Justizvollzug des Kantons Zurich, Abteilung Bewahrungs- und
Vollzugsdienste

- die Privatklagerschaft

(Eine begriindete Urteilsausfertigung gemass Art. 84 Abs. 4 StPO wird den
Privatklagern nur zugestellt, sofern sie dies innert 10 Tagen nach Erhalt des
Dispositivs verlangen.)

sowie in vollstandiger Ausfertigung an

- die amtliche Verteidigung im Doppel fir sich und zuhanden des
Beschuldigten

- die Staatsanwaltschaft | des Kantons Ziirich

und nach unbenutztem Ablauf der Rechtsmittelfrist bzw. Erledigung allfalli-

ger Rechtsmittel an

- die Vorinstanz

- den Justizvollzug des Kantons Zurich, Abteilung Bewahrungs- und
Vollzugsdienste
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- das Migrationsamt des Kantons Zurich

- die Koordinationsstelle VOSTRA/DNA mit dem Formular "Léschung
des DNA-Profils und Vernichtung des ED-Materials" zwecks
Bestimmung der Vernichtungs- und Léschungsdaten

- das Bezirksgericht Arbon, betr. S1.2016.8, gemass Dispositivziffer 1

- das Bezirksgericht Arbon, Rechnungswesen, betr. Vollzug der Geld-
strafe gemass Dispositivziffer 1

- die Koordinationsstelle VOSTRA/DNA mit Formular A und B.
9. Gegen diesen Entscheid kann bundesrechtliche Beschwerde in Straf-

sachen erhoben werden.

Die Beschwerde ist innert 30 Tagen, von der Zustellung der vollstandigen,
begrindeten Ausfertigung an gerechnet, bei der Strafrechtlichen Abteilung
des Bundesgerichtes (1000 Lausanne 14) in der in Art. 42 des Bundesge-
richtsgesetzes vorgeschriebenen Weise schriftlich einzureichen.

Die Beschwerdelegitimation und die weiteren Beschwerdevoraussetzungen
richten sich nach den massgeblichen Bestimmungen des Bundesgerichts-

gesetzes.

Obergericht des Kantons Zurich
lI. Strafkammer

ZUrich, 23. September 2022

Der Prasident: Die Gerichtsschreiberin:

Oberrichter lic. iur. Spiess MLaw Meier
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	4. Der Beschuldigte wird bestraft mit 6 Jahren und 10 Monaten Freiheitsstrafe, wovon 81 Tage durch Haft erstanden sind.
	5. Der bedingte Vollzug bezüglich der mit Entscheid des Bezirksgerichts Arbon vom 29. August 2016 (S1.2016.8) ausgefällten Geldstrafe von 260 Tages-sätzen zu Fr. 60.– wird widerrufen. Die Geldstrafe ist zu bezahlen.
	6. a) Es wird eine ambulante Behandlung im Sinne von Art. 63 StGB (Behandlung der emotional instabilen und dissozialen Persönlichkeitsakzentuierung) angeordnet.
	b) Der Vollzug der Freiheitsstrafe wird zu diesem Zweck aufgeschoben.
	c) Für die Dauer der Behandlung wird für den Beschuldigten eine Bewährungshilfe angeordnet, insbesondere bezüglich sozialarbeiterischer Unterstützung und beruflicher Förderung.
	7. Von der Anordnung einer obligatorischen Landesverweisung wird abgesehen.
	8. Der Beschuldigte wird gemäss seiner teilweisen Anerkennung verpflichtet, der Privatklägerin 1 (Baugenossenschaft B._____) Schadenersatz von Fr. 3'200.– zuzüglich 5 % Zins ab 1. Januar 2019 zu bezahlen. Im Mehrbetrag wird das Schadenersatzbegehren a...
	9. Der Beschuldigte wird verpflichtet, der Privatklägerin 2 (C._____) Schadenersatz von Fr. 53'284.– sowie Fr. 369'689.– zu bezahlen.
	10. Der Beschuldigte wird gemäss seiner Anerkennung verpflichtet, der Privatklägerin 3 (D._____) Fr. 500.– als Genugtuung zu bezahlen.
	11. Die Privatklägerin 4 (E._____) wird mit ihrem Schadenersatzbegehren auf den Weg des Zivilprozesses verwiesen.
	12. Der Privatkläger 5 (F._____) wird mit seinem Schadenersatzbegehren auf den Weg des Zivilprozesses verwiesen.
	13. Das Genugtuungsbegehren des Privatklägers 6 (G._____) wird abgewiesen.
	14. Der Privatkläger 8 (H._____) wird mit seinem Schadenersatzbegehren auf den Weg des Zivilprozesses verwiesen.
	15. a) Der Beschuldigte wird gemäss seiner teilweisen Anerkennung verpflichtet, der Privatklägerin 9 (I._____) Schadenersatz von Fr. 184.05 zu bezahlen. Im Mehrbetrag wird das Schadenersatzbegehren auf den Weg des Zivilprozesses verwiesen.
	b) Der Beschuldigte wird gemäss seiner Anerkennung verpflichtet, der Privatklägerin 9 (I._____) Fr. 1'000.– als Genugtuung zu bezahlen.
	16. a) Der Beschuldigte wird gemäss seiner teilweisen Anerkennung verpflichtet, der Privatklägerin 11 (J._____ AG) Schadenersatz von Fr. 45'885.– zuzüglich 5 % Zins ab 6. Juni 2018 zu bezahlen.
	b) Der Beschuldigte wird verpflichtet, der Privatklägerin 11 (J._____ AG) Schadenersatz von Fr. 12'181.95 zuzüglich 5 % Zins ab 1. März 2018 zu bezahlen.
	c) Der Beschuldigte wird verpflichtet, der Privatklägerin 11 (J._____ AG) Schadenersatz von Fr. 9'441.55 zuzüglich 5 % Zins ab 9. März 2018 zu bezahlen.
	17. Der Beschuldigte wird gemäss seiner teilweisen Anerkennung verpflichtet, der Privatklägerin 12 (K._____AG) Schadenersatz von Fr. 17'845.45 zu bezahlen.
	18. Die Gerichtsgebühr wird festgesetzt auf:
	Allfällige weitere Kosten bleiben vorbehalten.
	19. Die Kosten der Untersuchung und des gerichtlichen Verfahrens, einschliesslich derjenigen der amtlichen Verteidigung, werden dem Beschuldigten auferlegt.
	Die Kosten der amtlichen Verteidigung werden jedoch einstweilen auf die Gerichtskasse genommen, wobei eine Nachforderung gemäss Art. 135 Abs. 4 StPO vorbehalten bleibt.
	Berufungsanträge:
	1. Es sei festzustellen, dass das Urteil des Bezirksgerichtes Zürich, 2. Abteilung, vom 26. Mai 2020 und vom 2. Juni 2021 bezüglich Dispositivziffern 1, 3, 4, 6a-c, 7, 10, 11, 12, 13, 14 und 18 in Rechtskraft erwachsen ist.
	2. In Aufhebung von Dispositivziffer 5 des vorinstanzlichen Urteils sei vom Widerruf der mit Entscheid des Bezirksgerichts Arbon vom 29. August 2019 bedingt ausgefällten Geldstrafe von 260 Tagessätzen zu Fr. 60.– abzusehen. Eventualiter sei die vollzi...
	3. Es sei Vormerk zu nehmen vom weiteren Rückzug der Berufung des Beschuldigten mit Bezug auf Dispositivziffer 8 des vorinstanzlichen Urteils.
	4. In Aufhebung von Dispositivziffer 9 des vorinstanzlichen Urteils sei die Zivilklage der Privatklägerin 2 abzuweisen. Eventualiter sei darauf nicht einzutreten. Subeventualiter sei die Zivilklage auf den Zivilweg zu verweisen.
	5. Es sei Vormerk zu nehmen vom Rückzug der Berufung des Beschuldigten mit Bezug auf Dispositivziffer 15a-b des vorinstanzlichen Urteils.
	6. In Aufhebung von Dispositivziffer 16a-c des vorinstanzlichen Urteils sei die Zivilklage der Privatklägerin 11 im Umfang von Fr. 41'616.55 abzuweisen. Eventualiter sei in diesem Umfang nicht darauf einzutreten; im Übrigen sei die Zivilklage im Umfan...
	7. In Aufhebung von Dispositivziffer 17 des vorinstanzlichen Urteils sei die Zivilklage der Privatklägerin 12 im Umfang von Fr. 8'656.40 gutzuheissen und im übersteigenden Umfang auf den Zivilweg zu verweisen.
	8. Es seien die Kosten der Untersuchung sowie des erst- und zweitinstanzlichen Verfahrens ganz oder zumindest teilweise auf die Staatskasse zu nehmen.
	1. Der bedingte Vollzug bezüglich der mit Entscheid des Bezirksgerichts Arbon vom 29. August 2016 (S1.2016.8) ausgefällten Geldstrafe von 260 Tagessätzen zu Fr. 60.– sei zu widerrufen. Der Beschuldigte habe die Geldstrafe zu bezahlen.
	2. Die Entscheide der Vorinstanz betreffend der Zivilansprüche der Geschädigten seien zu bestätigen.
	3. Die Kosten des erstinstanzlichen und des zweitinstanzlichen Verfahrens seien dem Beschuldigten aufzuerlegen.
	Erwägungen:
	III. Widerruf
	1. Zu den theoretischen Voraussetzungen des Widerrufs sowie den vorliegend zu berücksichtigenden Umständen kann zwecks Vermeidung von Wiederholungen auf die Ausführungen der Vorinstanz verwiesen werden (Urk. 133 S. 51 f.).
	2. Anzumerken ist, dass die Verteidigung vor Vorinstanz – nach dem Interlokut – für den Fall eines Schuldspruches ebenfalls einen Widerruf dieser Strafe beantragt hat (Urk. 122 S. 1). Im Berufungsverfahren beantragte sie indessen, es sei auf einen Wid...
	3.1. Der Beschuldigte wurde mit Urteil des Bezirksgerichts Arbon vom 29. August 2016 u.a. wegen mehrfacher Brandstiftung, Diebstahl, Hehlerei, Drohung etc. zu einer bedingt vollziehbaren Geldstrafe von 260 Tagessätzen zu Fr. 60.– verurteilt. Dies unte...
	3.2. Die Vorinstanz ordnete für den Beschuldigten eine ambulante Massnahme im Sinne von Art. 60 StGB an (Urk. 133 S. 74). Nachdem der Beschuldigte und die Staatsanwaltschaft diesbezüglich ihre Berufungen zurückgezogen haben, ist diese Anordnung in Rec...
	4. Der bedingte Vollzug der mit Urteil des Bezirksgerichts Arbon vom 29. August 2016 ausgefällten Geldstrafe von 260 Tagessätzen zu Fr. 60.– ist daher zu widerrufen und die Geldstrafe ist zu bezahlen.

	IV. Zivilansprüche

	A. Rechtliche Grundlagen
	1. C._____
	1.1. Das Schadenersatzbegehren der Privatklägerin 2 (C._____) wurde von der Vorinstanz vollumfänglich im Betrag von Fr. 53'284.– (Brand vom 25. August 2018) und Fr. 369'689.– (Brand vom 11. September 2018) gutheissen (Urk. 133 S. 69 in Verbindung mit ...
	1.2. Die C._____ ist eine selbstständige öffentlich-rechtliche Anstalt, welche gestützt auf § 72 Abs. 1 GebVG berechtigt ist, Zivilklage zu erheben und jene Verfahrensrechte auszuüben, die sich unmittelbar auf die Durchsetzung ihrer Zivilklage beziehe...
	1.4. Eine Reduktion des Schadensersatzes im Sinne von Art. 43 Abs. 1 OR ist vorliegend nicht angezeigt. Zwar sind die finanziellen Verhältnisse der Privatklägerin als C._____ um einiges komfortabler als diejenigen des Beschuldigten. Nicht ausser Acht ...
	1.5. Folglich erweist sich die Schadenersatzforderung der Privatklägerin als ausgewiesen. Der Beschuldigte ist nach dem Erwogenen zu verpflichten, der C._____ (Privatklägerin 2) als Schadenersatz Fr. 53'284.– sowie Fr. 369'689.– zu bezahlen.
	2. J._____ AG
	2.1. Die Privatklägerin 11, J._____ AG, macht Regressforderungen geltend, also jene Beträge, welche sie den Mietern D._____ (Fr. 16'481.35), M._____ (Fr. 9'410.60), N._____ (Fr. 9'842.05), O._____ (Fr. 10'151.–), P._____ (Fr. 12'181.95) und Q._____ (F...
	2.2. Die J._____ hat sich rechtzeitig als Privatklägerin konstituiert und kann daher gestützt auf Art. 95c VVG Regress geltend machen. Was das Vorbringen der Verteidigung in Bezug auf den Verzicht auf Konstituierung als Privatkläger durch die Geschädi...
	2.3.1. Wie dargelegt hat die J._____ für D._____ für die entstandenen Schäden Zahlungen von Fr. 16'481.35 geleistet, für M._____ Fr. 9'410.60, für N._____ Fr. 9'842.05, für O._____ Fr. 10'151.–, für P._____ Fr. 12'181.95 und für Q._____ Fr. 9'441.55 (...
	2.3.2. Der Beschuldigte hat die Schadenersatzforderungen der J._____ in folgendem Umfang anerkannt (Urk. 145 S. 17 f.):
	 Geschädigte D._____:   Fr. 7'226.35
	 Geschädigte M._____:  Fr. 5'765.60
	 Geschädigte N._____:  Fr. 5'042.05
	 Geschädigte P._____:   Fr. 2'986.70
	 Geschädigte Q._____:   Fr. 1'371.55
	 Geschädigter O._____:  Fr. 5'266.–
	Total:       Fr. 27'685.25
	Die J._____ verlangt zuzüglich zur Schadenersatzforderung 5% Zins für die Geschädigten D._____, M._____, N._____ und O._____ seit dem 6. Juni 2018 (Urk. D4/50), für die Geschädigte P._____ seit dem 1. März 2018 (Urk. D4/61) und für die Geschädigte Q._...

	2.4. Der Beschuldigte ist daher gemäss seiner Anerkennung zu verpflichten, der J._____ AG (Privatklägerin 11) Fr. 27'658.20 zuzüglich 5% Zins ab 1. März 2018 auf Fr. 2'986.70, ab 9. März 2018 auf Fr. 1'371.55 und ab 6. Juni 2018 auf Fr. 23'299.95 Scha...
	3. K._____AG

	V. Kosten- und Entschädigungsfolgen
	1. Vorinstanzliches Verfahren
	2. Zweitinstanzliche Kosten- und Entschädigungsfolgen
	Es wird beschlossen:

	1. Vom Rückzug der Berufung der Staatsanwaltschaft I des Kantons Zürich und vom teilweisen Rückzug der Berufung des Beschuldigten wird Vormerk genommen.
	2. Es wird festgestellt, dass das Urteil des Bezirksgerichts Zürich, 2. Abteilung, vom 26. Mai 2020 und 2. Juni 2021 bezüglich der Dispositivziffern 1 (Tatinterlokut), 3 (Schuldspruch), 4 (Strafe), 6 (ambulante Massnahme), 7 (Absehen von Landesverweis...
	3. Schriftliche Mitteilung mit nachfolgendem Urteil.
	4. Gegen Ziffer 1 dieses Entscheids kann bundesrechtliche Beschwerde in Strafsachen erhoben werden.
	Es wird erkannt:
	1. Der bedingte Vollzug der mit Entscheid des Bezirksgerichts Arbon vom 29. August 2016 ausgefällten Geldstrafe von 260 Tagessätzen zu Fr. 60.– wird widerrufen.
	2. Der Beschuldigte wird verpflichtet, der Privatklägerin 2 (C._____) als Schadenersatz Fr. 53'284.– sowie Fr. 369'689.– zu bezahlen.
	3. Der Beschuldigte wird gemäss seiner teilweisen Anerkennung verpflichtet, der Privatklägerin 11 (J._____ AG) als Schadenersatz Fr. 27'658.20 zuzüglich 5% Zins ab 1. März 2018 auf Fr. 2'986.70, ab 9. März 2018 auf Fr. 1'371.55 und ab 6. Juni 2018 auf...
	4. Der Beschuldigte wird gemäss seiner teilweisen Anerkennung verpflichtet, der Privatklägerin 12 (K._____AG) als Schadenersatz Fr. 8'659.40 zu bezahlen. Im Mehrbetrag wird die Schadenersatzforderung auf den Weg des Zivilprozesses verwiesen.
	5. Die Kosten der Untersuchung und des erstinstanzlichen gerichtlichen Verfahrens werden dem Beschuldigten auferlegt, jedoch im Fr. 10'000.– übersteigenden Umfang sofort abgeschrieben.
	6. Die zweitinstanzliche Gerichtsgebühr wird festgesetzt auf:
	7. Die Kosten des Berufungsverfahrens, mit Ausnahme derjenigen der amtlichen Verteidigung, werden zu zwei Dritteln dem Beschuldigten auferlegt und zu einem Drittel auf die Gerichtskasse genommen. Die Kosten der amtlichen Verteidigung werden auf die Ge...
	8. Schriftliche Mitteilung im Dispositiv an
	 die amtliche Verteidigung im Doppel für sich und zuhanden des Beschuldigten
	 die Staatsanwaltschaft I des Kantons Zürich
	 den Justizvollzug des Kantons Zürich, Abteilung Bewährungs- und Vollzugsdienste
	 die Privatklägerschaft
	(Eine begründete Urteilsausfertigung gemäss Art. 84 Abs. 4 StPO wird den Privatklägern nur zugestellt, sofern sie dies innert 10 Tagen nach Erhalt des Dispositivs verlangen.)
	 die amtliche Verteidigung im Doppel für sich und zuhanden des Beschuldigten
	 die Staatsanwaltschaft I des Kantons Zürich
	 die Vorinstanz
	 den Justizvollzug des Kantons Zürich, Abteilung Bewährungs- und Vollzugsdienste
	 das Migrationsamt des Kantons Zürich
	 die Koordinationsstelle VOSTRA/DNA mit dem Formular "Löschung des DNA-Profils und Vernichtung des ED-Materials" zwecks Bestimmung der Vernichtungs- und Löschungsdaten
	 das Bezirksgericht Arbon, betr. S1.2016.8, gemäss Dispositivziffer 1
	 das Bezirksgericht Arbon, Rechnungswesen, betr. Vollzug der Geldstrafe gemäss Dispositivziffer 1
	 die Koordinationsstelle VOSTRA/DNA mit Formular A und B.

	9. Gegen diesen Entscheid kann bundesrechtliche Beschwerde in Strafsachen erhoben werden.

